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Intermediäre Konfigurationen -

Transformationspolitiken und Gewerkschaften

in Polen und Ungarn

Rainer Deppe und Melanie Tatur

In den Kernländern Mitteleuropas ist es gelungen, den Staat als demokratisch

legitimierte, öffentliche Ordnung zu rekonstituieren und wesentliche ökono¬

mische Transformationsprozesse einzuleiten. Die von Claus Offe benannten

Dilemmata der »Gleichzeitigkeit« wirkten hier als »constrains«, nicht aber als

Blockaden der Transformation. Bislang haben die demokratischen politischen
Institutionen Bestand gehabt und sind keine relevanten politischen Kräfte her¬

vorgetreten, die den ökonomischen Systemwechsel stillstellen oder gar rückgän¬
gig machen wollten. Andererseits zeigen die Wahlen und die Regierungswechsel
in Polen und Ungarn 1993 und 1994, daß die anfängliche Unterstützung der

Transformationspolitik durch die Bevölkerung in hohem Maße erodiert ist. Und

in beiden Ländern lassen sich Versuche einer Re-Definition der jeweils einge¬

schlagenen Transformationsstrategien beobachten.

Was die Chancen der ökonomischen Transformation betrifft, galten Polen und

Ungarn Ende der 80er Jahre als Gegenpole. Dabei galt es als Gemeinplatz, daß

Ungarn als Vorreiter des Übergangs zur Marktwirtschaft zu sehen sei, während

erwartet wurde, daß die ökonomische Anpassung in Polen besonders schwierig
werde. Das Erbe der kädärschen Wirtschaftsreformen wurde nicht nur als ein

Positionsvorsprung hinsichtlich der Wirtschaftsordnung gesehen, sondern auch,

qua »Verbürgerlichung«, hinsichtlich »moderner« Mentalitäten. Entsprechend
wurde zu den Defiziten Polens nicht nur eine desolate Wirtschaftssituation ge¬

rechnet, sondern vielfach auch eine politische Kultur, die nach dem demokrati¬

schen Umbruch populistische Politikstrategien, verbunden mit einer starken

gewerkschaftlichen Blockademacht, als wahrscheinlich erscheinen ließen.

Tatsächlich kam es aber zu einem Platztausch zwischen beiden Ländern. Po¬

len gelang es schon 1991/92, aus der Transformationsrezession auszutreten und

einen Wachstumspfad einzuschlagen, während Ungarn sich schweren wirtschaft¬

lichen Ungleichgewichten konfrontiert sah und bei steigenden Soziallasten eher
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zum Sorgenkind geworden war. Der Wirtschaftswissenschaftler Winiecki (1993)
hat diese Entwicklung dahingehend interpretiert, daß die polnische »Schockthe¬

rapie« in doppelter Weise radikaler mit dem alten Wirtschaftssystem gebrochen
habe als die ungarische »gradualistische« Politik:

- durch die radikalere Verschiebung der wirtschaftlichen Potentiale zugunsten

des originären Privatsektors und

- durch den radikaleren Bruch mit der überlieferten Rolle des Staates als Ein-

kommensumverteilers.

Winiecki verweist dabei einerseits auf den freien Zutritt in liberalisierte Wettbe¬

werbsmärkte und eine harte Fiskalpolitik, die den Staatssektor in Polen eher dis¬

kriminierte, als ihn auf Kosten der Allgemeinheit und des Privatsektors zu sub¬

ventionieren, und andererseits auf einen rigoroseren Rückschnitt des

sozialistischen Sozialstaats in Polen, wohingegen die konservative ungarische
Regierung die »Beschwichtigungspolitik« des Kädärismus fortgesetzt und da¬

durch Wachstumspotentiale verspielt und »unvermeidliche« soziale Kosten nur

vertagt habe.

Wir wollen im folgenden nicht den angedeuteten ökonomischen Gründen

dieser Divergenz nachgehen. Im Anschluß an die Debatte um länderspezifische
Transformationspfade soll stattdessen der Frage nach politisch-kulturellen Ein¬

bettungen der jeweiligen Transformationspolitiken in der Startphase der Trans¬

formation sowie nach deren Wandlungen und Erosionen im Zeitverlauf nachge¬
gangen werden. Die Antwort auf die Frage »warum Polen?« wird auf der Ebene

der tragenden sozialen Kräfte, institutionellen Formen und legitimatorischen
Ressourcen gesucht. Besonderes Augenmerk gilt dabei den Gewerkschaften als

realen und potentiellen »intermediären« Verbänden sowie den Formen und Be¬

dingungen ihrer Inklusion oder Exklusion in die Transformationspolitik der re¬

gierenden Eliten. Länderspezifisch und zeitlich differenziert werden soll die

These, daß es den postkommunistischen Gesellschaften an intermediären Orga¬
nisationen mangele, die Vermittlungs- und Koordinierungsleistungen zwischen

Politik und Ökonomie, Mitgliedern und Umwelt erbringen könnten, ob sie nun

zu einer konsens- oder zumindest tolerierungsfähigen Verteilung der Sozialko¬

sten der Transformation oder/und zu einer Ausweitung der Konfliktlösungska¬
pazitäten der neuen demokratischen Regime beitrügen. Auch auf diesem Gebiet

herrscht an Paradoxien und Dilemmata kein Mangel. Ist die überfrachtete Rolle

des Staates als Hauptarbeitgebers und Transformationsagenten aufgrund fehlen¬

der Ressourcen und Handlungskompetenzen mit massiven Legitimations- und

Steuerungsdefiziten verknüpft, so ist die Suche nach entlastenden gewerkschaft¬
lichen Vermittlungsinstanzen ebenfalls problematisch. Sie könnte zur Präferie-



650 Plenum VIII: Osteuropäische Gesellschaften in langfristiger Perspektive

rung einer zentralen Regulationsebene durch zentralisierte Akteure beitragen,
wodurch Konflikte wiederum unangemessen politisiert und die Herausbildung
jener »autonomen industriellen Beziehungen« gebremst würden, die das verhin¬

dern sollen. Organisationspolitisch könnten Gewerkschaften in konträrer Weise

als gesellschaftliche Vermittlungsinstitutionen ungeeignet sein. Entweder, indem

sie Interessen im Kontext sozioökonomischer Strukturen und etatistischer Men¬

talitäten artikulierten, die sich mit grundlegenden Transformationszielen nicht

vereinbaren ließen. Oder, indem sie selbst über keine ausreichende Repräsen¬
tativität, Verhandlungsstärke und Konfliktfähigkeit verfügten, die sie mobili-

sierungs- und verpflichtungsfähig für eine »Ökonomie der Geduld« in der

Arbeitnehmerschaft machten. Gerade angesichts ihrer Neukonstitution als un¬

abhängige Gewerkschaften können sie ein »Mandat« ihrer Mitgliedschaft zu

massiven Konsum- und Einkommensbeschränkungen eventuell nur dann be¬

kommen, wenn diese darauf vertrauen könnte, daß sie im Falle möglichen Wachs¬
tums in der Lage seien, das Versäumte nachzuholen.

1. Unterschiedliche Ausgangskonfigurationen als unterschiedliche

Ressourcen der Transformationspolitiken in der Anfangsphase

Unter Hinweis auf unterschiedliche politische Kontexte und gesellschaftliche
Lernprozesse seit der Mitte der Fünfziger Jahre sind die »Gegengesellschaften«
in Polen und Ungarn in den 80er Jahren typisiert und kontrastiert worden. Als

Charakteristik der polnischen »civil society« galt eine kollektivistisch konflikt¬

orientierte Politisierung in der Dichotomie von Gesellschaft und Staat. Als Merk¬

mal der ungarischen »Gegengesellschaft« galten über die zweite Ökonomie

realisierte »Re-Verbürgerlichungsprozesse« und individualistische Überlebens¬

strategien. Diese Typisierungen der »civil society« wurden den Figuren des

»citoyen« und des »bourgeois« zugeordnet (Frentzel-Zagorska 1990).
Sowohl die überspitzte Kontrastierung als auch die These einer alternativen

»civil society« sind selber problematisiert worden. In beiden Ländern wurde auf

die Komplementarität von System und »Gegengesellschaft« verwiesen und die

Eignung der jeweiligen kulturellen Erbschaften als Transformationsressource in

Frage gestellt. So hat Laky (1994) die Erwerbstätigen in der zweiten Ökonomie

als Arbeitnehmer mit doppeltem Beschäftigungsverhältnis charakterisiert,

denen Unternehmereigenschaften wie Risikobereitschaft und Akkumulations¬

vermögen abgingen. Und in Polen wurde das moralisch fundamentalistische

Denken und die gemeinschaftliche Assoziationsform der Solidarnosc als eine
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Transformationsbarriere gesehen und auf »populistische« Gefahren aufmerksam

gemacht (Staniszkis 1991).
Die spezifischen Ausprägungen der »civil society« in Polen und Ungarn in

den Achtziger Jahren sollten auch nicht als Manifestationen eines Modernitäts¬

gefälles verstanden werden, im Sinne traditionaler kollektivistisch-gemeinschaft¬
licher Integration und symbolischer Handlungsformen in Polen gegenüber indi¬

vidualistisch-pragmatischen, auf ökonomische Unabhängigkeit ausgerichteten
Mentalitäten und Milieus in Ungarn. »Modernisierung« meinte im ungarischen
Fall die partielle Rekonstitution von Marktelementen und wirtschaftlicher »Au¬

tonomie« im Rahmen der zweiten Wirtschaft mit der Implikation, daß dieses

Terrain gerade nicht zum Medium für die politische Artikulationsfähigkeit von

»Wirtschaftsbürgern« gegen das politische Machtmonopol der Partei wird. Dem¬

entsprechend ist das Kriterium für Modernität als Transformationsressource in

spezifischer Weise auf wirtschaftliche Transformation und deren potentielle
Träger bezogen: ob nämlich Ungarn einen Startvorsprung besitzt, weil die Ak¬

teurslücke schmaler ist. Wie wir gesehen haben, ist die Frage aber zwiespältig
beantwortet worden. Im polnischen Fall ist »Modernität« dagegen auf Demo¬

kratisierung und politische Unabhängigkeit als Einschränkung und Aufhebung
der monopolitischen politischen Macht bezogen. Dementsprechend ist das

Kriterium für die Modernität der Gesellschaft ihr Stellenwert als Transfor¬

mationsressource für die Funktionsfähigkeit des demokratischen politischen
Systems.

Wir möchten im folgenden für die soziokulturelle Verortung unterschiedli¬

cher ökonomischer Transformationsstrategien auf einen ganz anderen »Moder¬

nisierungsaspekt« eingehen, der durch die Konzentration auf die verschiedenen

Ausprägungen der »civil society« eher verdeckt wird: nämlich die Form, Bedeu¬

tung und Akzeptanz von offenen sozialen und politischen Konflikten.

Wird Konflikt als potentielle »moderne« Ressource für soziale Integrations¬
und Kohäsionsprozesse und unentbehrliches Medium gewerkschaftlicher Iden¬

tität und Handlungsfähigkeit verstanden, dann sind Konflikterfahrungen der

politisierten polnischen Gesellschaft und die Konfliktfähigkeit der Solidarnosc

statt zum Blockadepotential in mehrfacher Hinsicht zum »Sozialkapital« für ei¬

nen radikalen Transformationskurs mit massiven Verbrauchseinschränkungen
geworden. Freilich im Kontext der »vormodernen« Bedingung, daß eine »Be¬

reitschaftsreserve an Gemeinsinn« (Hirschman 1994) als Medium der Konflikt¬

regulierung zur Verfügung stand. Nicht nur konnten sich die Solidarnosc-Eliten

an der Regierung bei ihrer »breakthrough-Reform« auf die anfängliche Unter¬

stützung der Solidarnosc deshalb stärker als in Ungarn verlassen, weil aufgrund
der in den Achtziger Jahren konstituierten Dichotomie zwischen Staat und Ge-
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Seilschaft der Sturz des kommunistischen Systems mit dem marktwirtschaftli¬

chen Durchbruch gleichsam synonym erschien; vielmehr ließen die vergangenen

Konflikterfahrungen und -ergebnisse, insbesondere auch die »Selbstbeschrän¬

kungen« von Revolution und Reaktion 1980-84, wechselseitig riskante, aber kal¬

kulierbare Handlungshorizonte zu: Die Regierung brauchte nicht zu befürch¬

ten, daß jeder größere, durch ihre Transformationspolitik ausgelöste Konflikt

eventuell unbeherrschbar werden könnte. Umgekehrt brauchte die Gewerk¬

schaft Solidarnosc aufgrund ihres Selbstbewußtseins sowie ihrer moralischen und

institutionellen Machtposition in den Betrieben nicht zu befürchten, daß ihre

Einwilligung in eine extrem restriktive Einkommenspolitik sie für die Zukunft

handlungs- und konfliktunfähig machen würde. Vielmehr konnten ihre Mitglie¬
der darauf vertrauen, daß ihre Organisation weiterhin über die Verhandlungs¬
macht verfügte, um sie für ihre »Ökonomie der Geduld« später zu entschädigen.
»Konsensualismus« als Modus gesellschaftlicher Absicherung der Schockthera¬

pie war wirksam, blieb aber widerrufbar.

Zum legitimatorischen Bezugspunkt der »Schocktherapie« wurde das

»Ethos« der Solidarnosc, als ein substantiell gefaßter politisch-symbolischer
Reformkonsens über »Demokratie und Marktwirtschaft«, dessen spezifischer
ökonomischer Inhalt von Wirtschaftsexperten auszugestalten und einer heroi¬

schen Gesellschaft zuzumuten war. Die politische Einbindung der Gewerkschaft

erfolgte über diesen Konsens, eine anfängliche Personalunion der Eliten und ei¬

nen darüber gesicherten informellen privilegierten politischen Status der Ge¬

werkschaft Solidarnosc. Die politische Partizipation der Gewerkschaftsführung
beschränkte sich auf die Neufassung des institutionellen Rahmens gewerkschaft¬
licher Politik und die sozialpolitische Abfederung vorgegebener ökonomischer

Transformationsschritte. Das eigentliche Feld »normaler« Gewerkschaftsaktivi¬

tät, die Lohnpolitik, blieb insofern unbesetzt, als betriebliches Lohn-Bargaining
durch administrative Leitlinien, die über Strafsteuern (popiwek) durchgesetzt
wurden, kontrolliert wurde. Die »konsensualistische« Einbindung der Gewerk¬

schaften bedeutete nicht die Abwesenheit von Konflikt. Schon 1989 leitete der

Konflikt um das Symbol der Solidarnosc nicht nur einen politischen »Krieg an

der Spitze«, sondern auch einen konfliktorischen Prozeß der organisatorischen
und politischen Differenzierung von Gewerkschaft und politischen Eliten ein.

Und schon 1990 beobachten wir soziale Konflikte und Streikaktivitäten. Der

politische Reformkonsens und das »Ethos« der Solidarnosc blockierten aber die

Artikulation und Vermittlung vorfindlicher Reproduktionsinteressen. In den

Betrieben stützte sich der »Schutzschirm«, den die Solidarnosc über die Reform¬

politik spannte, auf die politischen Orientierungen der Gewerkschaftsaktivisten

(Gilejko u.a. 1992) und auf eine Dissonanz zwischen politischen Reformorien-
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tierungen und ökonomischen Interessen auf der Ebene der Gewerkschaftsmit¬

glieder und Klientel (Gardawski, Zukowski 1994).
Im Kontext eines politisch polarisierten dualistischen Gewerkschaftssystems,

in dem der Solidarnosc zunächst nur die unter dem Kriegsrecht reorganisierten
Branchengewerkschaften als ernsthafte organisatorische Konkurrenten - mit al¬

lerdings geringer Mobilisierungs- und Verpflichtungskraft - gegenüberstanden,
war die Betonung der politischen Genese und der politisch-moralischen Identi¬

tät der Solidarnosc auch eine Möglichkeit der Rechtfertigung ihres privilegierten
politischen Status und der Abgrenzung und Identitätsbildung der Organisation.
Somit war die Ressource für eine konsensualistisch vermittelte und durch die

Gewerkschaft Solidarnosc abgeschirmte radikale ökonomische »Schockthera¬

pie« nicht so sehr der anfängliche politische Konsensus an sich, sondern die

Politisierung und Konfliktfähigkeit der Gesellschaft.

Die entpolitisierte ungarische Gesellschaft bildete dagegen das Ferment für

eine »etatistisch-gradualistische« (Bruszt) Transformationspolitik der konserva¬

tiven Regierungskoalition. Aus Wahlen mit nur geringer Beteiligung waren die

Konservativen als Sieger hervorgegangen, die sich als »ruhige Kraft« empfohlen
und einen allmählichen und relativ schmerzarmen wirtschaftlichen Übergang
versprochen hatten. Die Eigentümlichkeit des als Elitenkompromiß ohne Betei¬

ligung der Bevölkerung erfolgten demokratischen Umbruchs in Ungarn ist im

umgekehrten Verhältnis von Legitimität und Legalität gesehen worden. Mit

Institutionen und Akteuren des alten Regimes blieben Legalität und Rechtskon¬

tinuität strikt gewahrt. Im Zusammenhang mit der neuerlichen Verfassungsde¬
batte hat Kis (1994) argumentiert, daß es der Verfassung an symbolischer Inte¬

grationskraft mangele, weil sie nicht Resultat eines gemeinsamen Gründungsakts
politischer Akteure gewesen sei. Dieses Argument läßt sich auch als eigentümli¬
che Voraussetzung für die ökonomische Transformationspolitik fassen. Im Ge¬

gensatz zu Polen entstand im ungarischen Übergangsprozeß kein nennenswer¬

tes »Gemeinschaftskapital«, welches als Medium sozialer Integration unter den

Zumutungen marktwirtschaftlicher Transformation hätte dienen können. Die

politischen Eliten, gleich welcher Couleur, konnten sich auf keinen auch nur

annähernd vergleichbaren Reformkonsens stützen, innerhalb dessen Demokra¬

tie und Marktwirtschaft als synonym und radikale soziale Belastungen als deren

notwendiges Pendant erschienen. Gegenüber der polnischen politischen »Sym¬
bolik« sollte Politik ihre Legitimität stärker aus Verfahren und Institutionen be¬

ziehen. Das hatte Konsequenzen für die Wahl des Transformationspfades. Zum
einen konnte gerade deswegen keine Entkoppelung der wirtschaftspolitischen

Strategien von vorfindlichen Interessen wie in Polen durchgesetzt werden. Zum

anderen stützte sich die konservative Regierungskoalition zwar auf Legalität und
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eine deutliche Mehrheit der Mandate, war sich aber im Kontext der entpolitisier¬
ten ungarischen Gesellschaft höchst unsicher, welchen Vertrauensvorschuß sie

genoß. Anders als in Polen richtete sich ihr avantgardistisches Politikverständnis

nicht auf die ökonomische Transformation als ein vom privilegierten Wissen der

Eliten gesteuertes historisches Projekt oder eine von Experten definierte techno¬

kratische Notwendigkeit. Vielmehr verstanden sich die Konservativen als Avant¬

garde eines noch zu vollendenden politischen Systembruchs. Durch ihn sollten

die vom Kommunismus bewirkten Verluste an geschichtlicher Kontinuität und

kollektivem Gedächtnis, an Werten und Moral aufgehoben werden. Durch den

Rückgriff auf prämoderne Symbole, Rituale und künstliche Geschichtsrekon¬

struktionen gelang es der Regierung indes nicht, symbolisches Kapital für den

marktwirtschaftlichen Umbruch zu akkumulieren. Statt dessen polarisierte sie

das Parteienspektrum und befremdete sie die große Mehrheit der Bevölkerung.
Im Ergebnis scheute sie nicht nur vor sozialen Konflikten zurück, sondern such¬

te sie Bündnispartner eher in der Staatsbürokratie - später auch im Management
staatlicher Großunternehmen (Szalai 1992) - als in der Gesellschaft. Dement¬

sprechend versuchte sie, die Gewerkschaften zu neutralisieren und von Entschei¬

dungen über den Privatisierungskurs, die makroökonomische Stabilitäts- und

Liberalisierungspolitik und die soziale Lastenverteilung weitgehend auszuschal¬

ten.

Der Neutralisierungspolitik der konservativen Regierung kam entgegen, daß

sie im Vergleich zu Polen mehr Marktelemente, aber schwächere Gewerkschaf¬

ten erbte. Das im Windschatten des demokratischen Umbruchs entstandene

multigewerkschaftliche Verbandssystem zeichnete sich durch seine insgesamt

begrenzte Mobilisierungs- und Konfliktfähigkeit sowie einen hohen Grad an

organisatorischer Fragmentierung aus, welche eine Interessenaggregation auf

zentraler Ebene von vornherein erschwerten. Darüber hinaus aber bestand, im

Unterschied zum polnischen »Dualismus« zugunsten der Solidarnosc, in Un¬

garn ein eigenartiger »asymmetrischer Dualismus« zugunsten der alten Verbän¬

de. Bis weit in das Jahr 1992 hinein prägte diese Konstellation das Verhältnis

sowohl zwischen Regierung und Gewerkschaften als auch zwischen den Ge¬

werkschaften selber. Sie läßt sich als Diskrepanz zwischen organisationspoliti¬
schem Status und politischer Legitimität oder zwischen organisatorischer Re¬

präsentativität und politischem Status beschreiben. Kamen die neu gegründeten
Alternatiwerbände organisationspolitisch über einen Minderheitenstatus in aus¬

gewählten Bereichen nicht hinaus, so genossen sie demokratische Legitimität und

verfügten sie über begrenzte Einflußmöglichkeiten im politischen System durch

lockere Verbindung zur führenden Regierungs- beziehungsweise führenden

Oppositionspartei. Demgegenüber nahmen die »Nachfolgeverbände« in Indu-
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strie und öffentlichem Dienst organisationspolitisch eine hegemoniale Stellung
ein, während ihre demokratische Legitimität strittig war und sie vorerst über

keine wirksamen Parteiverbindungen ins politische System verfügten.
Sah sich die Regierung immer wieder ad hoc veranlaßt, den Ungarischen Ge¬

werkschaftsbund (MSZOSZ), also den stärksten Nachfolgeverband, als Verhand¬

lungspartner zu akzeptieren; so versuchte sie gleichzeitig, ohne Erfolg und im

Bündnis mit der liberalen Opposition und den Alternativverbänden, dessen

organisationspolitische Hegemonie auf gesetzlichem Wege zu brechen. Dabei

erleichterte ihr der um die Verteilung des gewerkschaftlichen Altvermögens er¬

bittert geführte zwischengewerkschaftliche Stellungskrieg eine Neutralisierungs¬
politik gegenüber allen Gewerkschaften. Bei den Mitgliedern erweckten diese

Auseinandersetzungen den Eindruck, daß sich gewerkschaftliche Politik, ähn¬

lich wie die der Regierung, mehr in der Welt der Symbole und Werte als in der

alltäglicher Interessen bewegte.
Entsprechend limitiert und ambivalent blieb die Rolle, die der »Rat zum In¬

teressenausgleich« (ET) in den ersten beiden Jahren einnahm. Gegenüber Polens

symbolischem Konsensualismus bestand in Ungarn in Form dieses Gremiums

ein formeller Tripartismus ohne korporatistische Substanz. Nicht nur war die

Repräsentativität der beteiligten Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften frag¬
würdig. Angesichts der geschilderten Konfiguration blieben Abkommen mit der

Regierung auf enge Teilvereinbarungen beschränkt - hauptsächlich darauf, den

garantierten Mindestlohn an die steigenden Lebenshaltungskosten anzupassen

und steuerliche Entlastungen für Niedrigeinkommen auszuhandeln.

2. Transformationskrise und Re-Definitionen

der Transformationspolitiken

Seit 1991/92 wird in beiden Ländern von einer »Transformationskrise« gespro¬

chen. Der Begriff bezieht sich auf zwei Sachverhalte:

- auf die unvermeidlichen ökonomischen Einbrüche und sozialen Kosten sowie

auf die »Transformationsfalle« der Sozial- und Haushaltspolitik und
- auf die Infragestellung der anfänglichen Transformationspolitiken der Eliten

und eine Delegitimierung von Politik überhaupt.

In diesem doppelten Sinn läßt sich in beiden Ländern spätestens ab 1992 von

einer Steuerungs- und Legitimitätskrise sprechen. Deren gemeinsamen Nenner
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bilden das wachsende Mißtrauen der Bevölkerung gegen die politische Exekuti¬

ve und die Erosion jener Ressourcen, die anfangs für einen Transformationskon¬

sens verfügbar waren. Werden gegen die polnische Schocktherapie Einwände

formuliert, die sich auf deren strukturpolitische Defizite beziehen, so wird um¬

gekehrt dem ungarischen Gradualismus vorgeworfen, durch eine zu weiche

Monetär- und Fiskalpolitik den Anpassungsprozeß der Unternehmen zu verzö¬

gern. Gemessen an der Arbeitslosenquote und Inflationsrate näherten sich

gleichzeitig die sozialen Transformationskosten in Ungarn dem polnischen Ni¬

veau an.

In Polen manifestierte sich die politische Legitimitätskrise in wechselnden Re¬

gierungskoalitionen, in denen sich zunehmende Differenzierungen und Spannun¬

gen im politischen Solidarnosc-Lager widerspiegelten. Gleichzeitig wuchs die

Distanz zwischen Regierung und Gewerkschaft beziehungsweise entstand ein in¬

teressenbezogenes Verhältnis zwischen ihnen. In Ungarn blieb dagegen die kon¬

servative Regierungskoalition während der gesamten Legislaturperiode im Amt.

Indes wurde sie von internen Krisen und massiven Popularitätsverlusten gebeu¬
telt, die auf andere Weise auch die größte liberale Oppositionspartei erfaßten.

In beiden Ländern versuchten die Regierungen, der Krise durch eine partielle
Revision der jeweils eingeschlagenen Transformationspolitiken zu begegnen.

In Polen kam es nach der Streikwelle vom Sommer 1992 zum korporatistisch
ausgehandelten »Pakt« über die Umgestaltung der staatlichen Unternehmen. Mit

der Form eines formellen korporatistischen Arrangements, das alle Gewerk¬

schaften einbezog und damit die »postkommunistischen« Branchengewerk¬
schaften politisch aufwertete, brach der »Pakt« mit der »konsensualistischen«

Einbindung und informellen Privilegierung der Solidarnosc. Das Gesetzespaket
des Paktes beinhaltete zudem auch die Suche nach institutionellen Arrangements
für strukturpolitische Maßnahmen, wobei die Rolle der Banken bei der Sanie-

rungs- und Entschuldungspolitik der staatlichen Unternehmen aufgewertet wur¬
de. Der Kern dieses Transformationspaktes über die staatlichen Unternehmen

war aber der Versuch, über eine Konsensbeschaffung in den Betrieben der Priva¬

tisierungspolitik Dynamik zu verleihen und den ökonomischen Systemwechsel
schnell zu Ende zu führen. Zur Verabschiedung des mit dem »Pakt« vereinbar¬

ten Gesetzespaketes durch das Parlament kam es nicht. Durch ein Mißtrauens¬

votum der Parlamentsfraktion der Solidarnosc wurde die Regierung zu Fall ge¬

bracht und über die Neuwahlen 1993 eine Ablösung der Solidarnosc-Eliten

durchgesetzt. Die Rolle der Gewerkschaft in diesem Umbruch ist nicht einfach

nur als »Eigentor« zu bewerten. Sie macht auch deutlich, daß sich die Solidar¬

nosc als legitimatorische Ressource der liberalen Reformpolitik verbraucht hatte

und nach einem neuen Selbstverständnis suchen mußte.
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Die »konsensualistische« Einbindung der Gewerkschaft in die Reformpolitik
zusammen mit deren transformationspolitischem Erfolg hatte die Gewerkschaft

in eine Identitäts- und Organisationskrise geführt und das Gewerkschaftssystem
verändert. Die große Streikwelle von 1992 hatte die Branchengewerkschaften und
ihre Zentrale (OPZZ) als ernst zu nehmende Interessenvertretungen und politi¬
sche Konkurrenten der Solidarnosc aufgewertet. Es war somit ein dualistisches

System entstanden, das durch eine Tendenz zur Absplitterung und Fragmentie-

runng aufgebrochen wurde. Die rasche Expansion des endogenen Privatsektors

kam dabei einem Positionsverlust aller Gewerkschaften gleich, weil diese im Pri¬

vatsektor keinen Fuß fassen konnten.

In Ungarn kam es einerseits zu inkonsistenten Versuchen einer härteren

Geld- und Fiskalpolitik, andererseits aber zu einer Tendenz zur »Rückverstaatli¬

chung« (Voszka 1993) als Redistribution von Eigentumsrechten mit klientelisti-

schen Zügen. Parallel zu dieser etatistischen Politik zur Macht und Konsens¬

sicherung war die konservative Koalition nun um die partielle Einbindung der

Gewerkschaften in einen defensiven sozialpolitischen Konsens bemüht. 1992/93

wurde der tripartistisch besetzte »Rat zum Interessenausgleich« durch Verein¬

barungen aufgewertet, die über das übliche Mindestlohnabkommen hinaus ar-

beitsmarkt- und rentenpolitische Maßnahmen einbeschlossen.

Dem leichten Kurswechsel auf Regierungsseite entsprach eine pragmatische
Annäherung zwischen alten und neuen Verbänden auf Gewerkschaftsseite, nach¬

dem sie eine Einigung in der Vermögensfrage erzielt hatten. Gleichzeitig fand die

erbitterte innergewerkschaftliche Auseinandersetzung um Repräsentativität und

Legitimität durch die deutlichen Erfolge des Ungarischen Gewerkschaftsbundes

(MSZOSZ) sowohl bei den Wahlen zu den Selbstverwaltungsgremien der Sozi¬

alversicherung als auch bei den ersten Betriebsratswahlen im Frühsommer 1993

ihr vorläufiges Ende. Indes änderte diese binnengewerkschaftliche Kräftever¬

schiebung zugunsten der alten Verbände nichts an der Schwäche der Gewerk¬

schaften insgesamt, auch wenn mittlerweile ihr tarifrechtlicher Status fixiert wor¬

den war.

Indes scheiterten diese politischen Relegitimierungsversuche in beiden Län¬

dern. Aus den zweiten Parlamentswahlen im Herbst 1993 und im Frühsommer

1994 gingen neue Regierungen unter der Führung postkommunistischer Partei¬

en hervor, die unter umgekehrten Vorzeichen einen Bruch mit der bisherigen
Transformationspolitik anstrebten. In Polen zielte die Politik der Koalition aus

Bauernpartei und Linksbündnis auf eine wirtschaftspolitische Etatisierung und
soziale Stabilisierung; der Problemhorizont der neuen Politik waren dabei nicht

nur die sozialen Kosten der »Schocktherapie«, sondern auch die Aufgabenstel¬
lung, angesichts einer neuen Situation der Peripherisierung wirtschaftsstrategi-
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sehe Handlungskompetenzen zu konstituieren. Ungarn trat die Koalition aus

liberalem SZDSZ und ehemaligen Reformkommunisten mit der erklärten Ab¬

sicht an, die Wirtschaftspolitik zu liberalisieren und die »Schocktherapie« gewis¬
sermaßen nachzuholen. Beide Regierungen bemühten sich um Absprachen mit

den Gewerkschaften, wobei es in erster Linie um eine Einbindung in staatliche

einkommenspolitische Leitlinien ging. Dabei wurde in Polen eine Fortführung
der Kontrolle über betriebliche Lohnverhandlungen angestrebt, wobei es aber

angesichts des Wirtschaftswachstums um eine Regulierung von Reallohnanstie¬

gen ging. In Ungarn wurden dagegen Reallohnreduktionen auf die Tagesord¬

nung gesetzt. Die Bereitschaft »sozialvertraglicher« Politik und die Suche nach

entsprechenden institutionellen Arrangements trugen in beiden Ländern pater-

nalistische Züge (Tatur 1994).
Die Voraussetzungen für eine erfolgreiche neo-korporatistische Politik sind

aber aus unterschiedlichen Gründen begrenzt. Die Transformationskrise hatte

die Gewerkschaften als wichtigste Adressaten der Regierungsangebote betrof¬

fen und ihre Handlungsmöglichkeiten beschränkt, denn die Transformation sel¬

ber bedeutete eine Positionsbedrohung für die gewerkschaftliche Organisation.
Das gilt in vielerlei Hinsicht: wegen der Beschäftigungskrise und einer tiefen

Segmentierung von Arbeits- und Tarifmärkten; wegen einer zunehmend parti¬
kularen Repräsentativität von Gewerkschaften, die sich im neuen Privatsektor

bislang nicht zu etablieren vermochten und deshalb zur Interessenvertretung der

traditionalen Branchen der staatlichen Industrie und des staatlichen sozialen

Dienstleistungssektors wurden; und wegen einer systemischen Lücke gewerk¬
schaftlichen Handelns, die dadurch entstand, daß einerseits der Staat als politi¬
scher Adressat von Forderungen an Bedeutung und Handlungsfähigkeit verlor,
und andererseits die formal gewonnene Tarifautonomie entweder wie in Polen

eingeschränkt blieb und/oder aufgrund der Arbeitsmarktsituation und der

Schwäche der bürokratischen Gewerkschaftsverbände nicht realisiert werden

konnte. Zudem zielte die Einschwörung der Gewerkschaften auf eine »sozial¬

verträgliche« Einkommensregulierung auf eine Perpetuierung dieses Zustandes.

Die Erfolge der Transformationspolitik selber hatten die gewerkschaftliche Mo¬

bilisierungs- und Verpflichtungsfähigkeit somit entweder ausgehöhlt, wie in Po¬

len, oder auf niedrigem Niveau stabilisiert. Als organisatorische Ressource für

eine neo-korporatistische Politik standen die Gewerkschaften somit nur bedingt
zur Verfügung.

Gegen stabile neo-korporatistische Arrangements spricht aber nicht nur der

Mangel an handlungsfähigen und repräsentativen Akteuren. Erfolgreiche Trans¬

formationspolitik meint die Sequenzierung von Brüchen und große sozialstruk¬

turelle Verwerfungen. Einer solchen Situation und derartigen politischen Ziel-
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setzung sind offene soziale Konflikte adäquater als starre regulative Arrange¬
ments. Zudem beziehen sich die politischen Alternativen in der neuen Peripherie
Mitteleuropas nicht in erster Linie auf die Konfliktfront zwischen Kapital und

Arbeit und das Spannungsverhältnis von Akkumulations- und Reproduktions¬
interessen. Als polare Bezugspunkte wirtschaftspolitischer Strategien erscheinen

vielmehr die Modelle eines politischen Kapitalismus und eines universellen Ka¬

pitalismus (Staniszkis 1992; 1994/95). Mit der Aktzentsetzung auf etatistische

Stabilisierung und der Protektion von organisierten Märkten impliziert der poli¬
tische Kapitalismus die Gefahr einer klientelistischen Verankerung der Politik in

den staatlichen und privaten Wirtschaftsbürokratien und die Perspektive einer

konservativen Stabilisierung und ökonomischen Stagnation. Der universelle

Kapitalismus betont den freien Zugang zu offenen liberalisierten Wettbewerbs¬

märkten und beinhaltet damit nicht nur das Risiko politisch nicht zu vermitteln¬

der Sozialkosten, sondern, angesichts der organisatorischen Schwäche der mittel¬

europäischen Ökonomien und der Defizite strategischer Kompetenz, auch

erhöhte Risiken unkontrollierter Peripherisierung. Im Kontext dieser Alternati¬

ve sind auch die Arbeitnehmerinteressen in hohem Maße sektoral und nicht nur

funktional definiert. Angemessener und wahrscheinlicher als ein formalisierter

Tripartismus erscheint in dieser Situation ein offenes Geflecht von segmentierten

neo-korporativen Netzwerken und selektiven Arrangements auf unterschiedli¬

chen Ebenen, das dann einem mehr oder weniger formalisierten »Tripartismus«
Substanz verleihen könnte.

In Polen kam noch hinzu, daß die Dekomposition der Solidarnosc als Bewe¬

gung und der Abfluß von Eliten in die Politik auch innerhalb der Gewerkschaft

zu zusätzlichen Friktionen und Konflikten geführt hatte, und daß angesichts der

Bedeutung der politischen Konkurrenz der beiden großen Gewerkschaftsfor¬

mationen für deren innerorganisatorischen Zusammenhalt eine Inklusion der

Solidarnosc in die Politik der »feindlichen« Regierung eher als unwahrscheinlich

gelten muß.
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